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Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Bei der anfangs Dezember 2017 zu Ende gegangenen Vernehmlassung zur
Steuervorlage 17 (SV17) gingen 127 Stellungnahmen ein. Unbestritten waren die
Dringlichkeit sowie die Ziele der Reform, ansonsten beurteilten die Teilnehmenden die
Vorlage jedoch sehr unterschiedlich: Die KdK und die Finanzdirektorenkonferenz (FDK),
alle Kantone sowie die Stddte- und Gemeindeverbéande hiessen den bundesratlichen
Vorschlag mehrheitlich gut, forderten jedoch einen Kantonsanteil an der direkten
Bundessteuer von 21.2 Prozent anstelle der im Entwurf vorgeschlagenen 20.5 Prozent.
Zahlreiche Kantone sprachen sich zudem dafur aus, die vom Bundesrat im Vergleich zur
USR Il fallen gelassene zinsbereinigte Gewinnsteuer auf Uberdurchschnittliches
Eigenkapital wieder aufzunehmen, wie es vor allem der Kanton Zurich im Vorfeld
gefordert hatte. Diese Forderung wurde auch von verschiedenen Organisationen,
Verbanden und Kantonalparteien - insbesondere aus dem Kanton Zurich - unterstutzt.
Auch die SVP beflrwortete die zinsbereinigte Gewinnsteuer und forderte zuséatzliche
steuerliche Massnahmen wie einen erhéhten Steuerabzug fur Start-ups. Zudem sprach
sie sich fur eine Senkung der Gewinnsteuer des Bundes von 8.5 auf 7.5 Prozent aus.
Dies sollte den Spielraum der Kantone weiter vergréssern und stellte eine Reaktion auf
die Senkung der Konzerngewinnsteuern in den USA dar. Diese Absicht unterstitzte auch
die FDP.Die Liberalen. Sie forderte zudem, die vorgeschlagenen steuerlichen
Massnahmen far fakultativ zu erkléaren, um die konkrete Ausgestaltung den Kantonen zu
Uberlassen - eine Position, die unter anderem auch die Economiesuisse teilte. Einig war
man sich im burgerlichen Lager mehrheitlich in der Kritik zur Erhdéhung des
Mindestansatzes der kantonalen Dividendenbesteuerung als
Gegenfinanzierungsmassnahme. Zahlreiche blrgerliche Parteien und Organisationen,
darunter die SVP, die FDP.Die Liberalen, die BDP, der Gewerbeverband und die
Vereinigung der Familienunternehmen Swiss Family Business sprachen sich gegen diese
aus, da damit in den Ermessensspielraum der Kantone eingegriffen werde und eine
solche Regelung insbesondere den KMU schade. Die GLP schlug alternativ vor, die
Gewinnsteuer an die Dividendenbesteuerung zu koppeln: Eine hohere
Dividendenbesteuerung wirde folglich tiefere Gewinnsteuern erlauben.

Auch Akteure aus dem linken politischen Spektrum &usserten Kritik an der vorgelegten
SV17. Die SP lehnte die Foérdermassnahmen wie die Patentbox und die Abzlge fur
Forschung und Entwicklung ab und beantragte, diese - falls sie doch eingefuhrt wirden
- zeitlich zu befristen. Sie befurwortete die vorgeschlagenen
Gegenfinanzierungsmassnahmen, diese gingen ihr jedoch zu wenig weit: Die
Dividendenbesteuerung sei auf mindestens 80 Prozent auf Kantons- und auf 100
Prozent auf Bundesebene zu erhdhen. Zudem sollten die Mindestvorgaben flr die
Familienzulagen auf mindestens CHF 50 erhoht werden, erklarte sie. Fir den SGB
stellte die Erhdhung der Dividendenbesteuerung auf 70 Prozent das Minimum dar, er
schlug sogar eine Erhéhung auf 100 Prozent sowie eine Erhdhung der Kinderzulagen auf
CHF 100 und eine Einschréankung des Kapitaleinlageprinzips (KEP) vor. TravailSuisse und
Centre Patronal forderten die Einfihrung eines Vaterschaftsurlaubs entsprechend der
gleichnamigen Initiative. FlUr die Grinen ging die Steuervorlage 17 in die falsche
Richtung, da sie den Steuerwettbewerb weiter anheize und intransparente
Steuerausfalle zur Folge habe. Sie forderten einen Mindeststeuersatz fir Unternehmen
sowie Korrekturen an der USTR II, insbesondere eine Einschrankung des KEP.

Eine Aufteilung der Vorlage - wie sie bereits kurz nach Ablehnung der USR Ill als «Plan
C» diskutiert worden war - brachte schliesslich die CVP ins Spiel: In einem ersten
Schritt sollen nur die breit akzeptierten und dringlichsten Elemente - die Abschaffung
der Sonderregeln fur Statusgesellschaften, die Erhéhung des Kantonsanteils auf 21.2
Prozent sowie die Anpassung des Finanzausgleichs - vorgenommen werden. Die neuen
Steuerprivilegien sowie die Erhohung der Dividendenbesteuerung und der
Kinderzulagen wirden erst in einem zweiten Schritt diskutiert. Diesen Vorschlag
unterstitzte der Verband Swissholdings, da «die internationale Schweizer Wirtschaft
auf die rasche Abschaffung der heutigen Regimes [...]» angewiesen sei.

Die Medien zogen im Anschluss an die Vernehmlassung insbesondere Parallelen zur
Steuerreform im Kanton Waadt: Dieser hatte als Ausgleich zu den Steuersenkungen fur
die Unternehmen zuséatzliche Sozialausgaben fur Kindergeld, Kinderbetreuungsbeitrage
und Subventionen fur die Krankenkassenpramien gesprochen, woraufhin die
Kantonsbevdlkerung sowohl die USR Ill als auch die kantonale Umsetzungsgesetzgebung
gutgeheissen hatte. Diesem Vorbild habe nun auch Finanzminister Maurer folgen
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wollen, seine sozialen Kompensationsmassnahmen seien jedoch auf wenig Anklang
gestossen - sie seien gemass Tages-Anzeiger als «Feigenblatt» wahrgenommen
worden. '

Als Reaktion auf die Vernehmlassung wurde in den Medien anfénglich insbesondere der
sogenannte «Plan C», der Vorschlag der CVP zur Aufteilung der Reform, diskutiert. Eva
Herzog (BS, sp) erkléarte als Vizeprésidentin der FDK, dass die Kantone eine Aufteilung
der Reform nicht goutieren wirden. Da nicht alle von ihnen die Gewinnsteuern beliebig
senken koénnten, seien spezifische Steuerinstrumente wie die Patentbox und die
zinsbereinigte Gewinnsteuer vonndten. Ausfuhrlich debattiert wurde auch die
Problematik des Zeitdrucks. Im Dezember 2017 war bekannt geworden, dass die EU die
Schweiz auf die sogenannte «graue Liste» der steuerlich nicht konformen Drittstaaten
gesetzt hatte. Wirden die verpdnten Privilegien nicht bis Ende 2018 abgeschafft, wozu
sich die Schweiz 2014 verpflichtet hatte - jedoch ohne einen zeitlichen Rahmen zu
nennen -, seien Sanktionen durch die EU-Mitgliedstaaten moglich. Ebenfalls verstarkt
wurde der Zeitdruck durch den internationalen Trend zur Senkung der
Unternehmenssteuern - besonders prominent in den Medien behandelt wurde der
Entscheid der USA, die Konzerngewinnsteuern per 1. Januar 2018 von 35 auf 20 Prozent
zu senken. Die Schweiz musse somit bezuglich Unternehmenssteuern maoglichst rasch
Rechts- und Planungssicherheit schaffen, erklarte zum Beispiel Eva Herzog. Dem
pflichtete auch Finanzminister Maurer bei: Falls moglich sei die SV17 in nur zwei
Sessionen vom Parlament zu verabschieden. Man musse zudem darum besorgt sein,
dass kein Referendum gegen das Gesetz ergriffen werde. Dadurch kénnten erste
Massnahmen anfangs 2019, der Hauptteil des Gesetzes anfangs 2020 in Kraft treten.
Inhaltlich wurde in den Medien insbesondere Uber die Massnahmen zur sozialen
Kompensation diskutiert. Die Vernehmlassungsteilnehmenden hatten sich mit der
Erhdhung der minimalen Kinderzulagen nicht zufrieden gezeigt. Der Vorschlag sei
sachfremd und habe auch mit Sozialpolitik nichts zu tun, war zum Beispiel in der NZZ zu
lesen. Als Alternative hatten TravailSuisse und Centre Patronal in der Vernehmlassung
die Einfuhrung eines Vaterschaftsurlaubs - wie ihn ihre Initiative vorsieht -
vorgeschlagen. Ein Vaterschaftsurlaub von 20 Tagen, bezahlt Uber die
Erwerbsersatzordnung, in die Arbeitgeber und Arbeitnehmer je 0.0275 Lohnprozente
zusétzlich zu bezahlen hatten, wirde gemass Adrian Withrich (BE, sp), Président der
TravailSuisse, einen regelrechten «Referendumsblocker» darstellen. Der Vorschlag fand
in den Medien jedoch kaum Anklang: Jean-Francois Rime (svp, FR) zum Beispiel betonte
als Prasident des Gewerbeverbandes, dass durch eine solche Regelung die SV17 den
KMU nur noch mehr Nachteile bringen wirde. Auch die SP zeigte sich mit dem
Vorschlag nicht zufrieden: Man unterstitze zwar einen Vaterschaftsurlaub, dieser
musse jedoch nicht in Kombination mit der Steuervorlage 17 eingeflihrt werden, erkléarte
SP-Vizeprasident Beat Jans (sp, BS). Auch Pirmin Bischof (cvp, SO) schlug eine
alternative Massnahme zur sozialen Kompensation vor: Der Bund solle den Kantonen
Geld flr soziale Massnahmen bezahlen, die Kantone sollen aber selbst entschieden
kénnen, fur welche sozialen Zwecke sie dieses Geld einsetzten.

Die grossten Chancen schrieben die Medien gemeinhin einer Korrektur des
Kapitaleinlageprinzips (KEP) zu: In der Unternehmenssteuerreform Il war eine
Méglichkeit fur Unternehmen geschaffen worden, Kapitaleinlagen an die Aktionare
zuruckzuzahlen, ohne dass diese verrechnungs- oder einkommenssteuerpflichtig sind -
was faktisch eine steuerfreie Auszahlung von Dividenden bedeutet. Dadurch entstehen
dem Bund, wie eine Schatzung der ESTV zeigte, Steuerausfalle zwischen CHF 400 Mio.
und CHF 600 Mio. pro Jahr, wobei Neuzuzlige nicht berlcksichtigt sind. Werden diese
eingerechnet, geht die ESTV trotz mangelnder Daten davon aus, dass die Steuerausfélle
durch eine Steigerung des BIP und der Steuereinnahmen kompensiert werden kénnen.
Eine Korrektur des KEP sei im Parlament nicht chancenlos, erklarte zum Beispiel der
Tages-Anzeiger, zumal Pirmin Bischof 2011 mit seiner Motion (Mo. 11.3462), die ebenfalls
eine Einschrankung des KEP gefordert hatte, nur knapp gescheitert war. Sollte es
dadurch gelingen, die SP ins Boot zu holen und von der Ergreifung eines Referendums
abzubringen, ware das womoglich fur die Burgerlichen ein gangbarer Weg, war
mehrfach zu lesen. Beat Jans zumindest nannte die Korrektur des KEP «eine der
wichtigsten Massnahmen>» zur Findung eines Kompromisses bei der Steuervorlage 17.
Andererseits beflirchtete zum Beispiel Hannes Germann (svp, SH), dass eine solche
Regelung grosse Verunsicherung bei den Unternehmen, insbesondere bei denjenigen,
die unter anderem aufgrund der bestehenden Regelung zum KEP in die Schweiz
gekommen waren, auslésen wirde.

Thematisiert wurden in den Medien schliesslich auch Auswirkungen auf die NFA: Um
Verzerrungen in der NFA durch Anderungen der Unternehmenssteuern zu verhindern,
muss das Gewicht der Unternehmenssteuern im Finanzausgleich reduziert werden. Dies
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soll in der NFA zu Verschiebungen in zwei- bis dreistelliger Millionenhdhe fihren,
wovon gemaéss Berechnungen des Tages-Anzeigers mit Zahlen der Finanzverwaltung vor
allem Geberkantone profitierten. Die Nehmerkantone wurden demnach deutlich
weniger erhalten als bisher, teilweise seien ihre Verluste in der NFA sogar grésser als
die zuséatzlichen Einnahmen durch die Erhéhung des Kantonsanteils. Um diese
Problematik abzuschwachen, enthalt die SV17 einen Erganzungsbeitrag fur
ressourcenschwache Kantone in der Héhe von CHF 180 Mio., der aus dem auslaufenden
Harteausgleich finanziert wird und die Situation der betroffenen Kantone wahrend
sieben Jahren verbessert.

Im Mérz 2018 prasentierte der Bundesrat schliesslich seine Botschaft zur Steuervorlage
17. Dabei nahm er nur eine gewichtige Anderung gegeniiber der
Vernehmlassungsvorlage vor: Er steigerte den Kantonsanteil an den direkten Steuern
von 20.5 Prozent auf 21.2 Prozent, wie es unter anderem die Kantone in der
Vernehmlassung deutlich gefordert hatten. Uberrascht zeigten sich die Medien vor
allem daruber, dass der Bundesrat trotz breiter Forderungen auf eine Einfuhrung der
zinsbereinigten Gewinnsteuer verzichtete. Die Version der Steuervorlage 17, die der
Bundesrat dem Parlament zur Beratung vorlegte, beinhaltete somit als Ausgleich zur
Abschaffung der Steuerprivilegien flir Statusgesellschaften eine Steigerung des
Kantonsanteils an den direkten Bundessteuern von 17 auf 21.2 Prozent, was den
Kantonen CHF 990 Mio. pro Jahr einbringt und es ihnen erlauben soll, ihre
Gewinnsteuern zu senken. Ressourcenschwache Kantone erhalten im Rahmen der NFA
zudem wahrend sieben Jahren zusatzlich CHF 180 Mio. Die Kantone flhren
obligatorisch Patentboxen fur in der Schweiz patentierte Erfindungen sowie fakultativ
einen Steuerabzug von maximal 50 Prozent auf in der Schweiz getéatigte Forschung und
Entwicklung ein. Im Vergleich zur Unternehmenssteuerreform Il wird auf die stark
umstrittene zinsbereinigte Gewinnsteuer verzichtet. Die Steuerabzlige durfen
zusammen nicht mehr als 70 Prozent des steuerbaren Gewinns ausmachen (USR Il
80%). Ebenfalls im Unterschied zur USR lll wird eine Gegenfinanzierung durch die
Unternehmen eingefihrt: Die Dividendenbesteuerung wird beim Bund auf 70 Prozent
(Status Quo: 60%) und bei den Kantonen auf mindestens 70 Prozent erhéht (Status Quo:
zwischen 35% und 70%). Zudem werden als sozialpolitische Kompensation die
Mindestvorgaben fur die Kinder- und Ausbildungszulage um CHF 30 auf CHF 230
respektive CHF 280 erhoht. Im Unterschied zum abgelehnten Vorschlag der USR Il
enthalt die Steuervorlage 17 somit deutlich weniger neue Steuerprivilegien sowie eine
Erhéhung der Dividendenbesteuerung und der minimalen Kinderzulagen. Infolgedessen
weist diese Version der SV17 eine gewisse Ahnlichkeit mit dem kurz nach Ablehnung der
USR III als «Plan B» bezeichneten Szenario auf.

Die Voto-Analyse zur USR IlI hatte gezeigt, dass die Stimmbuirger sich insbesondere
auch vor den unsicheren Konsequenzen der Vorlage geflirchtet hatten. Aus diesem
Grund hatte Bundesrat Maurer die Kantone im Rahmen der SV17 beauftragt, ihm ihre
Reformplane mitzuteilen, so dass diese bei der Berechnung der finanziellen
Auswirkungen ebenfalls bertcksichtigt werden kénnen. Ausser den Kantonen Obwalden,
Luzern und Appenzell-Ausserrhoden, die schon Uber tiefe bis rekordtiefe
Gewinnsteuern verfligen, gaben alle Kantone an, eine Reduktion ihrer Gewinnsteuern zu
planen. In 17 Kantonen sollen die Gewinnsteuern sogar unter 14 Prozent gesenkt
werden, wodurch diese geméss Tages-Anzeiger weltweit zu den steuerglnstigsten
Standorten gehéren wirden. Durchschnittlich planen die Kantone, ihre Gewinnsteuern
von 19.6 auf 14.5 Prozent zu senken. Dies bringe gemass Berechnungen, welche die ESTV
als Grundlage fur die bundesratliche Botschaft vorgenommen hatte, jahrliche statische
Kosten von CHF 1.8 Mrd. mit sich: CHF 700 Mio. auf Bundes- und CHF 1.1 Mrd. auf
Kantonsebene. Diese Schatzung erganzte die ESTV durch dynamische Elemente wie
steigende Investitionsvolumen der Unternehmen durch die tieferen Steuern,
Standortverlagerungen verschiedener Unternehmen in die Schweiz oder die Umleitung
von Gewinnen in die Schweiz und erstellte 40 Szenarien zur Entwicklung der Einnahmen
von Bund, Kantonen und Gemeinden. Im schlechtesten Szenario wird der Bund auch
langfristig Verluste von CHF 1 Mrd. pro Jahr einfahren. Im mittleren Szenario, das
Finanzminister Maurer prasentierte, werden durch die SV17 langfristig Mehreinnahmen
von CHF 1.4 Mrd. pro Jahr generiert, im besten Szenario sogar Mehreinnahmen von CHF
6 Mrd. Ab wann genau diese positiven Effekte eintreten, ist unsicher; kurz- und
mittelfristig rechnet die ESTV im mittleren Szenario jedoch mit Mindereinnahmen in der
Hohe von CHF 2.5 Mrd. jéhrlich.

Diese Schatzungen wurden von mehreren Seiten kritisiert, da sie neben Annahmen zu
den Reaktionen der Unternehmen auch auf Annahmen zu Gewinnsteuersatzen und
Steuerprivilegien im  Ausland beruhen. Zudem gehe die Studie gemass
Gewerkschaftsbund davon aus, dass die staatliche Bildung irrelevant sei oder nicht von
der Steuerreform beeinflusst werde. Sie bertcksichtige den kantonalen
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Steuerwettbewerb nicht und Uberschatze die Kosten einer Ablehnung der SV17 - diese
werden von der Studie im mittleren Szenario auf CHF 9 Mrd. geschéatzt. Finanzminister
Maurer nannte die Studie «wissenschaftlich erhértet», aus Zeitgriinden sei sie jedoch
nicht von Externen Uberprift worden. Was die Studie gemass SGB jedoch gut aufzeige,
sei, dass die Steuerbelastung fur bisher «normal» besteuerte Unternehmen - fur
inlandorientierte KMU, wie es die NZZ erklérte - deutlich sinke, wahrend sie fur die
bisher steuerprivilegierten Firmen - flr internationale Grosskonzerne - steige. *

Von einem «halben Wunder» (Christian Levrat, sp, FR) Uber eine «Schnapsidee»
(Michael Hermann im Tages-Anzeiger) bis hin zu einem «Affront gegen die direkte
Demokratie» (Michael Schénenberger in der NZZ) reichten die Beurteilungen des Coups
der WAK-SR. Diese hatte in der Pressekonferenz nach ihrer ersten Sitzung zur
Steuervorlage 17 alle Uberrascht, indem sie sich einstimmig flir einen eigenen, neuen
Vorschlag zur SV17 ausgesprochen hatte: Als soziale Ausgleichsmassnahme soll nicht
mehr wie vom Bundesrat vorgeschlagen der Mindestansatz fur das Kindergeld erhoht,
sondern mehr Geld fir die AHV zur Verflgung gestellt werden. Pro Franken, der durch
die Steuererleichterungen fir Unternehmen weniger an Steuereinnahmen generiert
wird, soll ein Franken in die AHV fliessen. Da die WAK-SR mit Kosten von CHF 2.1 Mrd.
rechnet, soll entsprechend derselbe Betrag der AHV zu Gute kommen, was diese
finanziell bis 2024 oder 2025 absichern soll. Dazu sollen zukilnftig das ganze
Demografieprozent der Mehrwertsteuer in die AHV fliessen (CHF 520 Mio.) und der
Bundesbeitrag an die AHV von 19.55 auf 20.2 Prozent (CHF 300 Mio.) sowie die
Lohnbeitrage von Arbeitgebern und Arbeitnehmern um je 0.15 Prozentpunkte erhoht
werden (CHF 1.2 Mrd.). Dies war jedoch nicht die einzige Neuerung der Kommission: Bei
der Gegenfinanzierung reduzierte sie die minimale kantonale Dividendensteuer von 70
auf 50 Prozent, was ungeféahr CHF 300 Mio. kostet. Damit soll ein Referendum des SGV
oder von Swiss Family Business verhindert werden. Stattdessen soll das
Kapitaleinlageprinzip (KEP) mit einer Rickzahlungsregel und einer Teilliquidationsregel
eingeschrankt werden: Zuklnftig sollen Reserven aus Kapitaleinlagen héchstens in dem
Umfang steuerfrei ausgeschuttet werden koénnen, in dem auch steuerbare
Dividendenzahlungen vorgenommen werden (Rickzahlungsregel). Beim Ruckkauf
eigener Aktien mussen solche Reserven zudem im gleichen Umfang reduziert werden
wie die Gewinnreserven (Teilliquidationsregel). Diese Regelung gilt jedoch nur fir in der
Schweiz kotierte Firmen, nicht aber fur Kapitaleinlagereserven, die innerhalb eines
Konzerns zurlickbezahlt werden oder die im Rahmen eines Zuzugs in die Schweiz nach
Inkrafttreten der Unternehmenssteuerreform Il entstanden sind. Dies soll Bund und
Kantonen Mehreinnahmen von CHF 150 Mio. generieren. Auch die sogenannte Lex
Zurich soll nun doch eingeftihrt werden, wobei die zinsbereinigte Gewinnsteuer in
«Abzug flur Eigenfinanzierung» umbenannt wird und nur Hochsteuerkantonen, in denen
die effektive Steuerbelastung fur Unternehmen auf allen drei Ebenen Uber 18.03
Prozent liegt - konkret also nur dem Kanton Zlrich -, zur Verflgung stehen soll.

Entstanden war der Kompromiss der Kommission geméss «NZZ am Sonntag» und Tages-
Anzeiger durch Verhandlungen der «Schattenregierung aus dem Stockli», wie es die
«NZZ am Sonntag» formulierte: Der Luzerner CVP-Sténderat Konrad Graber soll die
Initiative ergriffen und Standeratspréasidentin und Kontaktfrau zum Arbeitgeberverband
Karin Keller-Sutter (fdp, SG), SP-Prasident Christian Levrat, Kommissionsprasident
Pirmin Bischof (cvp, SO), Ruedi Noser (fdp, ZH) als Kontakt zu Economiesuisse sowie
Gewerkschaftsprasident Paul Rechsteiner (sp, SG) ins Boot geholt haben. Sie alle seien
sich der Relevanz der SV17 und der sozialpolitischen Kompensation bewusst gewesen,
hatten aber die Erhéhung der Kinderzulagen fur ein untaugliches Instrument gehalten
und sich vor einem Referendum - sei es von blrgerlicher Seite aufgrund der Erhéhung
der Dividendenbesteuerung und der Kinderzulagen oder von linker Seite wegen der
geplanten Steuerrabatte - geflirchtet. In der Kommission sei man sich daher einig
gewesen, dass man einen Kompromiss finden musse, der von allen grossen Parteien und
Organisationen mitgetragen werde. Trotz grosser inhaltlicher Unterschiede hatten sich
alle dreizehn Mitglieder der WAK-SR einstimmig flr das vorgeschlagene Konzept
ausgesprochen.

Die biirgerlichen Parteien und Verbande zeigten sich von diesem Kompromiss nicht
begeistert. Die SVP, die GLP, Economiesuisse und der Arbeitgeberverband
beanstandeten die Vermischung des Finanz- und Gesundheitsdossiers und sprachen
sich gegen sachfremde VerknlUpfungen aus. Diese wlrden es den Burgern
verunmaoglichen, sich frei fur oder gegen die verschiedenen Elemente des Deals zu
entscheiden. Eine «VerknlUpfung sachfremder Themen grenzt an Notigung des
Stimmvolks», betonte Jlrg Grossen (glp, BE). In den Medien und im Parlament war man

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



sich zudem nicht sicher, ob eine solche Verkntpfung verfassungsrechtlich zulassig sei;
verschiedene Parlamentarierinnen und Parlamentarier betonten, dass eine
entsprechende Volksinitiative wohl wegen fehlender Einheit der Materie fur ungultig
erklart werden wirde. Die WAK-SR hatte diesbezlglich ein schriftliches Gutachten
beim Bundesamt fur Justiz (BJ) eingeholt, welches den Kompromiss flr «vertretbar»
hielt. Zwar gelte das Gebot der Einheit der Materie auch bei Gesetzesvorlagen, solle
dort aber «nicht mit derselben Strenge gehandhabt werden [...] wie bei Teilrevisionen
der Verfassung», erklarte das BJ. Das Gesetzgebungsverfahren sei strukturell einer
Totalrevision, bei der die Einheit der Materie nicht relevant sei, naher als eine
Volksinitiative. Dem Gesetzgeber stehe daher bei der Kompromissfindung ein
vergleichsweise grosser Gestaltungsspielraum zu. Des Weiteren kritisierten Exponenten
der SVP, FDP und des Gewerbeverbandes insbesondere die Finanzspritze an die AHV
ohne Erhdéhung des Frauenrentenalters. Es bedlrfe dringend auch Massnahmen auf
Leistungsseite, war mehrfach zu vernehmen, zumal die Linke aufgrund dieser
Zusatzfinanzierung spater womdglich nicht mehr fir eine umfassende AHV-Reform
gewonnen werden koénne, da man ihr nichts mehr anzubieten habe. Der
Arbeitgeberverband, einer der vehementesten Kritiker des Kompromisses, schlug daher
vor, das Rentenalter der Ménner auf 66, das der Frauen auf 65 Jahre zu erhdhen. Auch
die Jungparteien der Grunen, der SVP, der FDP, der CVP und der BDP erklarten ihre
Ablehnung des Vorschlags; die jungen Grinliberalen drohten sogar damit, allenfalls das
Referendum zu ergreifen. Die Jungparteien kritisierten vor allem die starke
Umverteilung von Jung zu Alt, durch welche die Jungen einmal mehr die ganze Last der
Revision der Altersvorsorge tragen mussten. Das strukturelle Problem der AHV werde
durch finanzielle Zuschusse auf Kosten der Jungen Uberdeckt, aber nicht geldst,
erklarte zum Beispiel der Prasident der Jungfreisinnigen, Andri Silberschmidt.

Gemischt waren auch die Riickmeldungen von linker Seite: Die SP nannte den
Vorschlag «akzeptabel». Der SGB sprach sich flr den Kompromiss aus, TravailSuisse gab
sich zwar erst kritisch, liess aber durchblicken, den Kompromiss wohl auch
mitzutragen. SP-Prasident Christian Levrat betonte, dass dieser Vorschlag zum sozialen
Ausgleich beitrage: Dadurch dass die Summe der Lohnbeitréage bis zu einem jahrlichen
Bruttolohn von CHF 130000 hoéher sei als die Summe der erhaltenen AHV-Renten,
finanzierten 7 Prozent der Grossverdiener faktisch die AHV-Reform. Personen mit
tiefen oder mittleren Lohnen wirden also davon profitieren. Diese Argumentation
Uberzeugte die Grlnen, Teile der SP und verschiedene entwicklungspolitische NGOs
jedoch nicht. Sie erklarten, die Vorlage nicht unterstitzen zu wollen, da diese zu
enormen Steuerausfallen fuhre, den internationalen Steuerwettbewerb weiter anheize
und gegenlber armeren Staaten unfair sei. Zudem handle es sich bei dem AHV-
Zuschuss nicht um eine Kompensation, wie viele Beflirworter des Vorschlags loben
wirden, da einmal mehr die Arbeitnehmenden die entstehenden Kosten Ubernehmen
mussten und nicht die Unternehmen.

Neben den Parteien und Verbénden ausserte auch ein Teil der Kantone Kritik am
Kompromissvorschlag. Mit der Wiederaufnahme der zinsbereinigten Gewinnsteuer war
die WAK-SR einer Forderung von Kanton und Stadt Zurich nachgekommen. «Wir
mussten  Zurich, dem  Wirtschaftsmotor der Schweiz, in diesem Punkt
entgegenkommen>, erklarte Christian Levrat. Da das Instrument stark umstritten ist,
sah man es aber nur fir Hochsteuerkantone vor, obwohl es elf weitere Kantone
ebenfalls gerne angewendet hatten. Diese Regelung verstosse gegen das Gebot der
Gleichbehandlung und verhindere einen fairen Steuerwettbewerb, befand Cornelia
Stamm Hurter (SH, svp), Finanzdirektorin des Kantons Schaffhausen - der zu eben
diesen elf Kantonen gehért. Auch Hannes Germann (svp, SH) kritisierte die Lex Zurich
und nannte sie einen «Sundenfall». Finanzminister Maurer hingegen verteidigte den
Vorschlag der WAK-SR: «Es macht keinen Sinn, die beste Kuh nicht zu futtern - wirde
ich jetzt als alter Bauer sagen». Der Steuerabzug kénne aber nicht fur alle Kantone
eingeflhrt werden, weil der Widerstand dagegen zu gross sei. WAK-SR-Préasident Pirmin
Bischof erganzte, dass auch andere Kantone den Abzug fur Eigenfinanzierung einfihren
kénnten; sie missten dazu einfach ihre Gewinnsteuern erhéhen.

Trotz kritischer Stimmen aus dem ganzen politischen Spektrum blieben
Referendumsdrohungen und Fundamentalopposition gegen den Kompromissvorschlag
mehrheitlich aus. Selbst der Arbeitgeberverband wollte sich als einer der stéarksten
Kritiker des Vorschlags nicht festlegen, ob er bei Annahme der Vorlage durch das
Parlament wirklich das Referendum ergreifen wirde. Die zurtickhaltenden Reaktionen
der meisten Akteure wurden verdeutlichen, dass sich alle bewusst seien, dass sehr viel
auf dem Spiel stehe, war die einhellige Meinung in den Medien. Schliesslich habe die
Vorlage wegen des grossen Zeitdrucks gute Erfolgsaussichten: Das «Parlament hat gar
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keine Gelegenheit, den Deal zu zerreden>», erklarte die «Schweiz am Wochenende». *

Noch bevor der Abstimmungskampf zur Anderung der direkten Bundessteuer zur
steuerlichen Beriicksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten, tber die im Mai
2020 hatte abgestimmt werden sollen, richtig begonnen hatte, gab der Bundesrat im
Marz 2020 bekannt, die Abstimmung aufgrund des Corona-bedingten Lockdowns auf
September 2020 zu verschieben.

Die Abstimmungsvorlage umfasste zwei Aspekte: einerseits die im Titel aufgefuhrte
Erhdhung des Drittbetreuungsabzugs von CH 10'000 auf CHF 25'000, andererseits die
der Vorlage von der burgerlichen Parlamentsmehrheit hinzugefligte Erhéhung des
Kinderabzugs von CHF 6'5600 auf CHF 10'000. Im Zentrum der Abstimmungskampagne
stand der zweite Aspekt, die Erhdhung des Kinderabzugs, wobei dieselbe Frage die
Diskussion dominierte, die schon im Rahmen der Parlamentsdebatte im Mittelpunkt
gestanden hatte: Wer profitiert von den Kinderabziigen? Zur Beantwortung dieser Frage
stltzten sich beide Seiten auf die Daten der ESTV, welche Finanzminister Maurer in der
Parlamentsdebatte prasentiert hatte.

Die Beflrworterinnen und Beflrworter stellten den Nutzen der Vorlage fir den
Mittelstand in den Mittelpunkt ihrer Kampagne. «Der Mittelstand profitiert», warb etwa
die CVP auf ihrer Internetseite. Stlitze man sich auf die Definition des BFS fur
«Mittelstand», erhalte der Mittelstand 49 Prozent der Ermassigungen, argumentierte
Marianne Binder-Keller gegentber dem Sonntagsblick. Gegen diese Darstellung wehrten
sich die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage: Der (obere) Mittelstand profitiere zwar
auch, in erster Linie nitze die Vorlage aber vor allem den Gutverdienenden, kritisierten
sie: Je hoher das Einkommen, desto grosser sei der Spareffekt. 70 Prozent der
Gesamtentlastung kémen so den 15 Prozent der Familien mit den héchsten Léhnen zu,
wéhrend 45 Prozent der Familien keine Entlastung erfahren wirden, da sie keine
Bundessteuern bezahlten. Gar als «Klientelpolitik» bezeichnete etwa das liberale
Komitee, vor allem bestehend aus Mitgliedern der GLP, die Vorlage. Noch einseitiger sei
die Verteilung schliesslich, wenn nicht nur die Familien, sondern alle Haushalte, also
auch die Alleinstehenden und die kinderlosen Paare, die ja ebenfalls von den
Steuerausféllen betroffen waren, bertcksichtigt wirden, betonte tberdies Jacqueline
Badran (sp, ZH). Beruicksichtige man diese ebenfalls, profitierten lediglich sechs Prozent
aller Haushalte von 70 Prozent der Steuerausfélle. Man lasse jedoch den Mittelstand im
Glauben, dass er von der Vorlage profitiere, indem in der Debatte sowie im
Abstimmungsblchlein jeweils das steuerbare Einkommen aufgefihrt werde. Dies sei
«total irreflihrend» (Badran gemass Blick), da niemand die Héhe seines personlichen
steuerbaren Einkommens kenne. Die ESTV begrindete die Verwendung des steuerbaren
Einkommens jedoch damit, dass sich der tatsachliche Steuerbetrag beim
Bruttoeinkommen zwischen verschiedenen Personen stark unterscheiden kénne.
Obwohl die Befurworterinnen und Beflrworter immer betonten, dass die Mehrheit der
Familien profitiere, gab zum Beispiel Philipp Kutter (cvp, ZH), der die Erhéhung der
Kinderabzige im Nationalrat eingebracht hatte, in einem Interview gegentber der NZZ
unumwunden zu, dass die Vorlage auch eine Steuersenkung fur Gutverdienende
beinhalte: Uber den Steuertarif seien allgemeine Steuersenkung fiir Gutverdienende
«chancenlos», mehrheitsfahig sei einzig der «Weg Uber die Kinderabzlge».

Nicht nur der Mittelstand, sondern auch die Familien standen im Zentrum der Vorlage.
Diese mussten endlich unterstitzt werden, betonte Philipp Kutter, was mithilfe der
aktuellen Vorlage moglich sei: 60 Prozent aller Familien kénnten von einer Erhéhung
des Kinderabzugs profitieren. Dem entgegnete etwa die NZZ, dass die Familien in den
letzten Jahren stark entlastet worden seien (v.a. durch die Reduktion der Bundessteuer
fur Haushalte mit Kindern), deutlich stérker zumindest als Kinderlose. Brigitte Héberli-
Koller (cvp, TG) beflrwortete indes insbesondere, dass durch die aktuelle Vorlage alle
Familienmodelle unabhangig der Betreuungsform entlastet wurden. Die Gesellschaft
habe als Ganzes ein Interesse daran, dass die Leute Kinder bekommen, ergénzte Kutter.
Familiare Strukturen seien fur die Gesellschaft wichtig, Uberdies sei man dadurch
weniger auf Zuwanderung angewiesen, die ja ebenfalls teilweise auf Ablehnung stosse.
Demgegenlber wurde in der NZZ die Frage diskutiert, ob Kinderabzlige tUberhaupt
gerechtfertigt seien. So kdnne man es als private Konsumentscheidung ansehen, Kinder
zu haben; in diesem Falle wirden Kinderabzlge der Besteuerung nach wirtschaftlicher
Leistungsfahigkeit widersprechen. Es gabe aber einen politischen Konsens, dass das
Steuerrecht Kinderkosten berlcksichtigen solle. Die Entscheidung, wie diese
Unterstltzung erfolgen solle (durch degressiv wirkende Kinderabzige, neutral wirkende
Abzlige vom Steuerbetrag oder durch progressiv wirkende Kinderzulagen zum
Erwerbseinkommen), sei dann eine weitere, umverteilungspolitische Entscheidung.
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Ein weiteres Argument der Gegnerinnen und Gegner der Erhdhung des Kinderabzugs lag
in den daraus folgenden hohen Kosten: Die Vorlage verursache voraussichtlich fast
40mal héhere Kosten, als fur die Erhdhung des Drittbetreuungsabzugs geplant worden
war, und Ubertreffe damit auch die Kosten der medial deutlich umstritteneren
Verléangerung des Vaterschaftsurlaubs. Dadurch sei zukinftig weniger Geld fir andere,
sinnvollere Projekte vorhanden, argumentierten sie. SP, Griine und die Kritikerinnen
und Kritiker der Vorlage aus der FDP stellten dabei insbesondere die
Individualbesteuerung in den Mittelpunkt. Dieser sprachen sie eine deutlich grossere
Wirkung auf die Erwerbstéatigkeit von Frauen zu als den Drittbetreuungsabzuigen. Da sie
aber ebenfalls zu hohen Steuerausféllen flhren wirde, beflrchteten sie, dass die
Abschaffung der Heiratsstrafe bei Annahme der aktuellen Vorlage auf die lange Bank
geschoben wiuirde, weil kein Geld mehr vorhanden ware. Verstarkt wurde dieses
Argument durch die hohen Kosten zur Bewaltigung der Corona-Pandemie: Hatte der
Bundesrat wahrend der Budgetdebatte fiirs Jahr 2020 noch mit einem Uberschuss von
CHF 344 Mio. gerechnet, wurde jetzt ein Defizit Uber CHF 20 Mrd. erwartet. Die Medien
vermuteten von diesem Defizit nicht nur Auswirkungen auf die Vorlage zum
Drittbetreuungs- und zum Kinderabzug, sondern auch auf die gleichzeitig
stattfindenden  Abstimmungen zu den Kampfflugzeugen und Uber den
Vaterschaftsurlaub. «Angesichts enormer Zusatzlasten kann sich unsere Gesellschaft
erst recht keine Steuergeschenke mehr leisten, die nichts bringen», argumentierte
etwa GLP-Nationalrat Thomas Brunner (glp, SG). Das sahen die Beflirwortenden anders,
Philipp Kutter etwa betonte: «Das wird den Bund nicht umbringen».

Schliesslich waren sich Beflrwortende und Gegnerschaft nicht einig, inwiefern das
ursprungliche Ziel der Vorlage, die Férderung der Beschéaftigung hochgebildeter
Personen, insbesondere von Frauen, durch die Erganzung der Kinderabzlge geférdert
wird. Raphaela Birrer argumentierte im Tages-Anzeiger, dass die Erhdhung der
Kinderabziige die Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit verstarke. In einer Studie
zur Wirkung der beiden Abzlge (Kinderabzug und Drittbetreuungsabzug) auf die
Erwerbstatigkeit bestatigte Avenir Suisse diesen Effekt nur bedingt: Zwar senkten beide
Abzlige den Grenzsteuersatz (also die Besteuerung von zusétzlichem Einkommen) und
forderten damit die Erwerbstétigkeit, jedoch sei der entsprechende Effekt des
Kinderabzugs gering. Zudem senke er auch den Grenzsteuersatz von
Einverdienerhaushalten, wodurch die Erwerbstatigkeit von Frauen nicht gesteigert
werde. Von der Erhéhung des Betreuungskostenabzugs sei hingegen ein deutlich
starkerer Effekt auf die Erwerbstatigkeit zu erwarten, damit koénne der Anreiz des
aktuellen Steuersystems flr Zweitverdienende, nicht oder nur wenig zu arbeiten,
gemildert werden. Die GLP stellte entsprechend insbesondere diesen Aspekt in den
Mittelpunkt und sprach von einer Mogelpackung, weil die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie durch die Erhéhung des Kinderabzugs nicht verbessert werde. Nationalratin
Christa Markwalder (fdp, BE), die sich ebenfalls im liberalen Komitee engagierte, reichte
im Juni 2020 eine parlamentarische Initiative (Pa.lv. 20.455) ein, mit der sie das
Originalanliegen der Vorlage, also den Drittbetreuungsabzug, erneut aufnahm. Damit
sollte dieser bei einer Ablehnung der Vorlage moglichst schnell verwirklicht werden
kénnen.

Die Frage, ob die Vorlage Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit beinhalte oder
nicht, hatte aber noch eine zweite Komponente. So stérte sich die Weltwoche
Uberhaupt daran, dass das Steuerrecht «fur alle méglichen Zwecke instrumentalisiert>»
werde. Es sei nicht daflir da, «bestimmte Lebensmodelle zu férdern», argumentierte
Katharina Fontana. Zudem sei es unmoglich, Steuergerechtigkeit herzustellen, zumal
sich niemand jemals gerecht besteuert fuhle.

Bezuglich der Komitees gibt es weniger zu sagen. Auf der Beflrworterseite der Vorlage
standen insbesondere die CVP und die SVP. Ja-Parolen gaben auch die BDP, EVP und
die FDP.Liberalen aus, unterstutzt wurden sie vom Gewerbeverband. Die Medien
interessierten sich indes insbesondere flr die Position der Freisinnigen, zumal sie die
Vorlage im Parlament anfangs bekdmpft, ihr mit ihrem Meinungswandel dann aber zum
Durchbruch verholfen hatten. Nun wolle sich die Partei nicht an der Kampagne
beteiligen, so die WOZ, zumal sie intern gespalten war: Einzelne Personen, darunter
Standerat Andrea Caroni (fdp, AR) und Nationalrétin Christa Markwalder, sprachen sich
gegen die Vorlage aus und beteiligten sich gar am liberalen Nein-Komitee. Dieses setzte
sich insbesondere aus Mitgliedern der GLP zusammen und kampfte vor allem dagegen,
dass die «Mogelpackung» viel koste, aber keine oder gar negative Auswirkungen hatte.
Damit wirden «keine Anreize fur arbeitstatige Elternteile geschaffen», betonte Kathrin
Bertschy (glp, BE). Auf linker Seite kdmpften vor allem die SP und die Griinen, welche
die Unterschriften fur das Referendum gesammelt hatten, fiur ein Nein. Unterstitzt
wurden sie von den Gewerkschaften, aber auch Avenir Suisse sprach sich gegen die
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Kinderabzlige aus. Stimmfreigabe erteilten hingegen unter anderem die FDP Frauen. Sie
beflurworteten zwar den Drittbetreuungsabzug, stérten sich aber an den hohen Kosten
des Kinderabzugs, durch den das wichtigere Projekt der Individualbesteuerung weiter
hinausgeschoben werde. Auch der Arbeitgeberverband entschied sich flr
Stimmfreigabe, nachdem er das Projekt im Parlament noch bekampft hatte, da es
«kaum zu einer starkeren Arbeitstatigkeit der Eltern beitrage», wie der Blick berichtete.
Dasselbe geschah mit Economiesuisse, der das Kosten-Nutzen-Verhaltnis der Vorlage
anfangs zu wenig ausgewogen gewesen sei. Der Sonntags-Blick vermutete, dass sich die
Verbande nicht zu einer Nein-Parole hatten durchringen kénnen, da das Referendum
«aus dem falschen politischen Lager» stammte. Interessant war fur die Medien
schliesslich auch die Position des Bundesrates, insbesondere von Finanzminister
Maurer. Dieser hatte die Vorlage im Parlament mit deutlichen Worten bekampft, vertrat
nun aber - wie im Gesetz fur politische Rechte geregelt - die Position des Parlaments.
Ersteres hatte er so gut getan, dass sich auch die NZZ nicht sicher war, ob er denn nun
die Vorlage personlich beflrworte, wie seine Partei, oder sie ablehne.

Der Abstimmungskampf zur Vorlage verlief ungemein schwach. So stand sie deutlich im
Schatten der Corona-Pandemie sowie der anderen vier Vorlagen. Sie wurde gemass
Analysen vom Foég und von Année Politique Suisse einerseits nur sehr schwach in
Zeitungsinseraten beworben und andererseits auch in den Medien vergleichsweise
selten thematisiert. Die briefliche Stimmabgabe deutete anfanglich auf massiges
Interesse am Super-Sonntag hin, wie der Abstimmungstag mit finf Vorlagen in den
Medien genannt wurde. Die SP schaltete sieben kurze Animationsfilme und gab ein
Comic-Heftchen zu den Filmen aus, um zu verhindern, dass die Vorlage untergeht. Die
ersten Vorumfragen Mitte August 2020 zeigten dann auch, dass die Meinungsbildung
zur Vorlage noch nicht weit fortgeschritten war. Auf diese Tatsache wurde in den
entsprechenden Berichten das Zwischenergebnis, wonach die Sympathisierenden von
SP und Grlinen die Vorlage mehrheitlich beflrworteten, zurtckgefihrt.
Besserverdienende gaben zu diesem Zeitpunkt an, der Vorlage eher zuzustimmen.
Christian Levrat (sp, FR) hoffte, diese Personen durch die Kampagne noch umstimmen
zu kénnen. Die erste Tamedia-Umfrage ergab insgesamt eine Zustimmung («daflr»
oder «eher daflir») von 55 Prozent und eine Ablehnung von 37 Prozent, wahrend die
SRG-Vorumfrage mit 51 Prozent zu 43 Prozent zu &hnlichen Ergebnissen kam. Diese
Zahlen kehrten sich bis zum Termin der letzten Welle Mitte September um: Die
Tamedia-Umfrage ergab eine Zustimmung von 46 Prozent und eine Ablehnung von 51
Prozent, die SRG-Umfrage eine von 43 Prozent zu 52 Prozent. Bei den
Sympathisierenden von SP und Griinen war die Zustimmung vom ersten zum zweiten
Termin geméass SRG-Umfragen um 19 respektive 14 Prozentpunkte gesunken, bei den
Sympathisierenden der GLP ebenfalls um 12 Prozentpunkte. Bei den Ubrigen Parteien
nahm sie ebenfalls leicht ab.

Das Resultat der Abstimmung zur Anderung der direkten Bundessteuer iiber die
steuerliche Berlcksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten war schliesslich
deutlicher, als die Vorumfragen und die Ausgangslage viele Kommentatorinnen und
Kommentatoren hatten vermuten lassen: Mit 63.2 Prozent Nein-Stimmen lehnte das
Stimmvolk die Vorlage mit einer vergleichsweise hohen Stimmbeteiligung von 59.2
Prozent deutlich ab. Dieses Nein lasse jedoch einigen Interpretationsspielraum,
betonten die Medien. So gab es zwischen den Kantonen doch betrachtliche
Unterschiede: Am kritischsten zeigte sich die Stimmbevdlkerung im Kanton Appenzell-
Ausserrhoden (28.1%), gefolgt von denjenigen in Appenzell-Innerrhoden (29.3%) und
Bern (29.5%), am hochsten lag die Zustimmung im Tessin (52.0%) und in Genf (50.1%),
beide Kantonsbevdlkerungen hatten die Vorlage angenommen. Allgemein wurde gemass
BFS ersichtlich, dass die italienischsprachige (52.0%) und die franzdsischsprachige
Schweiz (48.5%) der Vorlage deutlich mehr abgewinnen konnten als die
Deutschschweiz. Kaum Unterschiede waren zwischen Stadt und Land erkennbar: Die
l&ndlichen Regionen (35.3%) lehnten die Vorlage ahnlich stark ab wie die Kernstadte
(35.8%). Das Resultat kénne nicht mit dem Links-Rechts-Schema erklart werden,
betonte die NZZ. Stattdessen seien vor allem die personliche Einstellung zur
Familienpolitik und zur Rolle des Staates relevant gewesen. Die externe
Kinderbetreuung wiirde in der Romandie starker akzeptiert und durch den Staat starker
unterstitzt als in der Deutschschweiz, betonte denn auch CVP-Standeratin Marianne
Maret (cvp, VS) gegenliber der NZZ. Entsprechend habe in der Westschweiz vor allem
der Drittbetreuungsabzug im Mittelpunkt gestanden, wahrend in der Deutschschweiz
hauptsachlich Uber den Kinderabzug diskutiert worden sei, stellte SP-Nationalratin
Franziska Roth (sp, SO) fest. Eine zu spate Kampagne in der Romandie machte
schliesslich SP-Nationalrat Roger Nordmann fur den hohen Anteil Ja-Stimmen in der
franzdsischsprachigen Schweiz verantwortlich. Christian Levrat erachtete das Ergebnis
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insgesamt als Absage des Volkes an die burgerliche Steuerpolitik und als Ausblick auf
andere burgerliche Projekte zur Abschaffung der Stempelabgabe, der Industriezélle,
des Eigenmietwerts oder der Heiratsstrafe. Stattdessen mussten nun Familien mit
tiefen und mittleren Einkommen entlastet werden, insbesondere durch die Senkung der
Krankenkassenprémien und die kostenlose Bereitstellung von Kita-Platzen. Philipp
Kutter wollte die Entlastung von Familien weiterverfolgen und plante anstelle des
Kinderabzugs einen Abzug vom Steuerbetrag. Dass neben der Erhdéhung des
Kinderabzugs auch die Erhdhung des Drittbetreuungsabzugs gescheitert war, erachtete
Christa Markwalder nicht als entmutigend und setzte auf ihre eingereichte
parlamentarische Initiative. Anders als bei der ersten Behandlung des Themas im
Nationalrat, als sich die SP- und die Grine-Fraktion gegen Eintreten ausgesprochen
hatten, kindigte Christian Levrat an, die parlamentarische Initiative zu unterstitzen.
Dies sei aber nur ein erster Schritt, zusatzlich brauche es auch Ldsungen, die sich far
die Mehrheit der Bevolkerung auszahlten.

Abstimmung vom 27. September 2020

Beteiligung: 59.2%
Ja: 164415 (36.8%)
Nein: 2'003'179 (63.2%)

Parolen:

- Ja: BDP (1*), CVP, EVP (1*), FDP (1*), SVP; SGV

- Nein: EDU, GLP (1*), GPS, PdA, SD, SP; SGB, SSV, Travail.Suisse, VPOD
- Stimmfreigabe: Economiesuisse, SAV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen *

Mitte Februar 2021 bestatigte die Bundeskanzlei die Lancierung der Eidgenéssischen
Volksinitiative «Fiir eine zivilstandsunabhéangige Individualbesteuerung
(Steuergerechtigkeits-Initiative)», welche die Umstellung der Besteuerung natirlicher
Personen von einer Ehepaar- zu einer Individualbesteuerung forderte. Dem
Initiativkomitee gehorten zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier der FDP
an, aber auch Parlamentsmitglieder und allgemein Mitglieder anderer Parteien oder von
verschiedenen Organisationen, etwa alt-Bundesrétin Ruth Metzler sowie der Prasident
des Arbeitgeberverbandes, Valentin Vogt, und der Prasident des
Gewerkschaftsdachverbands Travailsuisse, Adrian Wuthrich. Am 8. Méarz 2021, dem
internationalen Frauentag, prasentierte das Initiativkomitee die Initiative, bevor tags
darauf die Unterschriftensammlung starten sollte. Dabei betonte etwa Mitinitiantin
Christa Markwalder (fdp, BE), dass sich die «freisinnigen Frauen mit Verblndeten aus
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft> mit der Initiative fir eine Abschaffung der
Heiratsstrafe sowie fur mehr Gleichstellung einsetzten. Alt-Bundesratin Metzler
betonte, dass die Individualbesteuerung die fairste Besteuerung von Einkommen und
Vermogen darstelle, die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit besteuere und Uberdies eine
vom Zivilstand unabhéngige Besteuerung erlaube.

In den Medien wurde insbesondere der Effekt der Ehepaarbesteuerung auf die
Erwerbstatigkeit der Zweitverdienenden, Ublicherweise noch immer die Frauen,
aufgezeigt: Dadurch dass die Einkommen von Ehepaaren addiert wirden, gelangten
Ehepaare mit der Ehepaarbesteuerung in héhere Progressionsstufen, je hdher das
Einkommen der Zweitverdienenden ist. Folglich gingen von der Ehepaarbesteuerung
negative Erwerbsanreize auf die Zweitverdienenden aus, erwéhnte die Presse
mehrfach. Diese sollten nun durch EinfGhrung der Individualbesteuerung korrigiert
werden. Diskutiert wurde aber auch, dass es bei jeder Revision auch Verliererinnen und
Verlierer gebe, hier insbesondere die Einverdienendenhaushalte. Damit bringe die
Initiative insbesondere die ehemalige CVP in Bedrédngnis, die ein Nachfolgeprojekt fir
ihre Initiative zur Abschaffung der Heiratsstrafe angeklndigt hatte, bei dem sie jedoch
wie bei der urspriinglichen Initiative weiterhin auf die Ehepaarbesteuerung setzen will. °
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Im Juni 2022 legte der Bundesrat die Botschaft zur Erhéhung der Abziige fiir
Versicherungspramien und Zinsen von Sparkapitalien im DBG in Erflllung der Motion
Grin (svp, VD; Mo. 17.3171) vor. Die Krankenkassenabzlge im DBG seien bisher nur
entsprechend der Teuerung, nicht aber entsprechend des Préamienanstiegs erhoht
worden, hatte der Motionar argumentiert. Nun solle aber der «Belastung durch die
Pramien fur die Krankenversicherung starker Rechnung getragen werden» und folglich
der maximale Abzug flr Alleinstehende von CHF 1'700 auf CHF 3'000, fir Ehepaare von
CHF 3'500 auf CHF 6'000 und pro Kind von CHF 700 auf CHF 1'200 erhéht werden.
Diese Regelung héatte im Jahr 2022 zu Steuerausfallen von CHF 400 Mio. - grosstenteils
beim Bund, CHF 85 Mio. davon bei den Kantonen - gefuhrt.

Zuvor hatte der Bundesrat eine Vernehmlassung durchgefihrt und dabei neben den
Forderungen der Motion Grin auch zusatzliche Anderungen des DBG vorgeschlagen,
etwa die Streichung moglicher Abzluge flur Préamien fur die Uberobligatorische
Krankenpflegeversicherung und flr die Lebensversicherungen sowie fur Zinsen auf
Sparkapitalien oder die Streichung des anderthalbfachen Abzugs fir Personen ohne
Beitrage an die 1., 2. oder 3. Saule. Wéhrend die Kantone beide Alternativen
mehrheitlich guthiessen, stiessen sie bei den Parteien mehrheitlich auf Widerstand -
der Bundesrat entschied sich in der Folge, sie nicht in den Entwurf aufzunehmen.
Insgesamt sprachen sich 13 Kantone (AG, BL, GL, GR, LU, NW, OW, SG, SO, SZ, VS, ZG,
ZH) fur die Vorlage aus, wahrend ihr die Kantone Jura und Neuenburg, die SVP, die
FDP.Liberalen und die Mitte-Partei mit Vorbehalt zustimmten. Ablehnend &usserten
sich die Ubrigen Kantone, die SP, die Grlinen und die GLP, sowie Economiesuisse, die
Gewerkschaften SGB und Travailsuisse zur Vorlage. Sie erachteten die Massnahme als
«reine Symptombekampfung». ¢

1) Entwurf Bundesgesetz zur Steuervorlage 17; Ergebnisbericht Vernehmlassung Steuervorlage 17; Medienmitteilung des
Bundesrates vom 31.1.18; Stellungnahmen Teil | zur Steuervorlage 17; Stellungnahmen Teil Il zur Steuervorlage 17; AZ, SZ,
14.9.17; NZZ, 7.10., 8.11., 11.11.17; BLZ, 18.11.17; TG, 20.11.17; NZZ, 24.11.17; AZ, BZ, BaZ, LZ, NZZ, TA, 256.11.17; AZ, 27.11.17; NZZ,
28.11., 29.11.17; WW, 30.11.17; AZ, NZZ, TA, 2.12.17; AZ, 5.12.17; NZZ, SZ, TA, 6.12.17; LZ, NZZ, TA, 7.12.17

2) BBI 2018, S. 2527 ff.; WoZ, 7.12.17; AZ, 8.12.17; NZZ, 11.12.17; TA, 19.12.17; Lib, NZZ, 21.12.17; APZ, 22.12.17; AZ, 30.12.17; NZZ,
9.1.18; NZZ, TA, 12.1.18; TA, 22.1., 24.1., 25.1.18; AZ, 27.1.18; NZZ, 29.1.18; TA, 30.1.18; TZ, 31.1.18; AZ, BU, LT, NZZ, 1.2.18; NZZ, SZ,
3.2.18; TA, 5.2.18; BaZ, NZZ, WW, 8.2.18; BaZ, 15.2.18; SZ, TA, 23.2.18; 24H, SZ, 24.2.18; AZ, LZ, 27.2.18; AZ, 5.3.,10.3.18; SZ,
156.3.18; Blick, NZZ, 16.3.18; AZ, BaZ, Blick, CdT, LT, Lib, NZZ, TA, 22.3.18; NZZ, TA, 23.3.18; So-Bli, 25.3.18; TG, 27.3.18; AZ,
28.3.18; NZZ, WoZ, 29.3.18; TA, 4.4.18; LZ, NZZ, SGT, 5.4.18

3) AHV Finanzhaushalte vom 25.5.18; Abzug fiir Eigenfinanzierung vom 25.5.18; Anpassungen am KEP vom 25.5.18;
Dividendenbesteuerung vom 25.5.18; Konzept der WAK-SR vom 25.5.18; NZZa$, 20.5.18; Stellungnahme des BJ vom 31.5.18;
AZ, CdT, LT, NZZ, 10.4.18; WoZ, 12.4.18; TA, 14.4.18; TG, 16.4.18; SGL, 24.4.18; SZ, TA, 25.4.18; NZZ, 2.5.18; CdT, 4.5.18; BLZ, BaZ,
7.5.18; BLZ, 9.5.18; AZ, BaZ, CdT, LZ, SGT, TA, TG, 17.5.18; AZ, LZ, SGT, 18.5.18; BaZ, TA, 19.5.18; So-Bli, 20.5.18; TA, 22.5.18; TA,
23.5.18; TA, TG, WoZ, 24.5.18; TA, 25.5.18; Blick, SGT, TA, TG, 26.5.18; TA, 31.5., 1.6.18; LT, 2.6.18; So-Bli, 3.6.18; TA, 4.6.18;
Blick, 5.6.18; CdT, SZ, TG, 6.6.18; AZ, NZZ, SGT, WoZ, 7.6.18

4) Abstimmungsmonitor FOG vom 23.9.20; Bericht zur Abstimmungsumfrage vom 16.9.20; Blick Online, 4.8.20;
Medienmitteilung BR vom 18.3.20; Medienmitteilung Tamedia vom 13.8.20; Medienmitteilung Tamedia vom 2.9.20; SRG-
Umfrage vom 14.9.20; SRG-Umfrage vom 27.9.20; NZZ, 16.6.20; So-Bli, 28.6.20; NZZ, TG, 4.7.20; SGT, 9.7.20; AZ,16.7.20; NZZ,
12.8.20; TA, 14.8.20; NZZ, ZGZ, 19.8.20; Lib, TA, 21.8.20; NZZ, 22.8., 24.8.20; TA, 25.8.20; WOZ, 27.8.20; TG, 29.8.20; AZ, LT,
Lib, NF, 31.8.20; NZZ, 3.9.20; AZ, CdT, LT, 4.9.20; LT, TA, 9.9.20; CdT, TZ, 10.9.20; CdT, 11.9.20; QJ, 12.9.20; TA, 15.9.20; AZ,
Blick, 18.9.20; So-Bli, 20.9.20; Blick, 21.9., 22.9.20; WOZ, WW, 24.9.20; Blick, CdT, LT, NF, NZZ, SZ, TA, TZ, 28.9.20; NZZ,
29.9.20; WOZ, 1.10.20

5) BBI, 2021 459; So-Bli, 17.1.21; TA, 18.1.21; LT, 13.2.21; So-Bli, 14.2.21; CdT, Lib, NZZ, TA, TG, 9.3.21; NZZ, 15.3.21

6) BBI 2022 1722; Ergebnisbericht zur Vernenmlassung vom 27.4.22; Erlauternder Bericht zur Vernehmlassung vom 11.6.21
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